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Abteilung 36
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1. Instanz

Aktenzeichen S 36 BA 196/18 ER
Datum 17.09.2018

2. Instanz

Aktenzeichen L 8 BA 169/18 B ER
Datum 12.02.2019

3. Instanz

Datum -

1. Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Klage der
Antragstellerin gegen den Bescheid vom 29.03.2018 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 06.08.2018 wird abgelehnt. 2. Die Antragstellerin
trÃ¤gt die Kosten des Verfahrens. 3. Der Streitwert wird auf 2.058,06 EUR
festgesetzt.

GrÃ¼nde:

I.

Die Antragstellerin begehrt die Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Klage
vom 13.08.2018 gegen den Bescheid vom 29.03.2018 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 06.08.2018. Mit der Klage wendet sich die
Antragstellerin gegen das Ergebnis einer von der Antragsgegnerin durchgefÃ¼hrten
BetriebsprÃ¼fung, nach welcher eine Beitragsnachforderung in HÃ¶he von 8.232,24
EUR festgesetzt wurde.

Mit notariell beurkundetem Gesellschaftsvertrag vom 22.05.2014 wurde die
Antragstellerin in der Rechtsform einer UG gegrÃ¼ndet. Gegenstand des
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Unternehmens ist der Verkauf von Bekleidungsartikeln und Merchandise. Der
Gesellschaftsvertrag enthÃ¤lt auszugsweise folgende Regelungen:

"I. 3. Das Stammkapital der Gesellschaft betrÃ¤gt 3.000 Euro und wird wie folgt
Ã¼bernommen: a) Herr PC (C1) Ã¼bernimmt einen Gesellschaftsanteil mit einem
Nennbetrag in HÃ¶he von 1.000,00 Euro (GeschÃ¤ftsanteil Nr. 1), b) Herr BT (T)
Ã¼bernimmt einen Gesellschaftsanteil mit einem Nennbetrag von 1.000,00 Euro
(GeschÃ¤ftsanteil Nr. 2), c) Herr NC (C2) Ã¼bernimmt einen Gesellschaftsanteil mit
einem Nennbetrag in HÃ¶he von 1.000,00 Euro (GeschÃ¤ftsanteil Nr. 3). ( ) 4. Zum
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der Gesellschaft wird Herr PC ( ) bestellt. Der
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer ist von den BeschrÃ¤nkungen des Â§ 181 des BÃ¼rgerlichen
Gesetzbuchs befreit."

Am 17.07.2018 wurde die Antragstellerin ins Handelsregister eingetragen. Mit
Datum vom 29.10.2015 schlossen die Antragstellerin und der Gesellschafter T einen
als solchen bezeichneten "Dienstvertrag" mit auszugsweise folgenden Regelungen:

"Â§ 1 Beginn, TÃ¤tigkeit Das DienstverhÃ¤ltnis beginnt am 01.11.2015. ( ) Der
Dienstverpflichtete betreut in eigener Verantwortlichkeit die Bereiche
BÃ¼roorganisation, Verwaltung und allgemeine KÃ¼nstlerbetreuung. Er ist nur den
Weisungen der Gesellschafterversammlung des Dienstherrn unterworfen und
berichtet unmittelbar an die Gesellschafterversammlung. Den Weisungen des
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers ist der Dienstverpflichtete nicht unterworfen. ( )

Â§ 2 VergÃ¼tung a) Der Dienstverpflichtete erhÃ¤lt ein Grundentgelt in HÃ¶he von
monatlich 2.159,88 Euro jeweils am Monatsletzten zu zahlen. ( )

Â§ 3 Dienstzeit, Dienstort, Ort der Leistungserbringung a) Die regelmÃ¤Ã�ige
wÃ¶chentliche Arbeitszeit betrÃ¤gt 30 Stunden. Die Lage der Dienstzeit bestimmt
der Dienstverpflichtete im Rahmen der tatsÃ¤chlichen Erfordernisse nach eigenem
Ermessen. b) Vertraglicher Dienstort ist der Betriebsort. c) Den Ort der jeweiligen
Leistungserbringung bestimmt der Dienstverpflichtete im Rahmen der
tatsÃ¤chlichen Erfordernisse nach eigenem Ermessen.

Â§ 4 Ã�berleistungen Der Dienstverpflichtete erklÃ¤rt sich bereit, Ã¼ber die
vereinbarte Dienstzeit hinaus Dienst zu leisten, sofern dies von der
Gesellschafterversammlung des Dienstherrn angeordnet wird oder nach billigem
Ermessen fÃ¼r erforderlich gehalten wird und gesetzlich zulÃ¤ssig ist. Erbrachte
Ã�berleistungen werden nach Wahl des Dienstverpflichteten durch Freizeit
ausgeglichen oder ausgezahlt. ( )

Â§ 7 Urlaub Bezogen auf eine FÃ¼nf-Tage-Woche erhÃ¤lt der Dienstverpflichtete 30
Tage Erholungsurlaub.

Â§ 8 Krankheitsfall ( ) b) Die Weiterzahlung der VergÃ¼tung im Krankheitsfalle
richtet sich nach den gesetzlichen Bestimmungen. ( )

Â§ 13 Beendigung des DienstverhÃ¤ltnisses a) FÃ¼r die KÃ¼ndigungsfristen gilt die
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jeweils gÃ¼ltige Fassung des Â§ 622 BGB. Das Recht zur auÃ�erordentlichen
KÃ¼ndigung bleibt unberÃ¼hrt. ( )"

Die Antragsgegnerin fÃ¼hrte vom 05.10.2017 bis 16.02.2018 eine
BeitragsprÃ¼fung gemÃ¤Ã� Â§ 28p Abs. 1 SGB IV bei der Antragstellerin durch.
Nach AnhÃ¶rung stellte die Antragsgegnerin mit Bescheid vom 29.03.2018 eine
Nachforderung von SozialversicherungsbeitrÃ¤gen fÃ¼r die Zeit vom 01.08.2014
bis 31.07.2016 in HÃ¶he von insgesamt 8.232,24 EUR fest. Die im Rahmen der
BetriebsprÃ¼fung vorgenommene sozialversicherungsrechtliche Beurteilung habe
ergeben, dass Herr BT seine TÃ¤tigkeit als Gesellschafter bei der Antragstellerin in
der Zeit vom 01.11.2015 bis 31.07.2016 im Rahmen eines abhÃ¤ngigen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses ausgeÃ¼bt habe. Es bestÃ¼nde
Versicherungspflicht in der Kranken-/Pflegeversicherung, Versicherungspflicht in der
Rentenversicherung sowie Versicherungspflicht nach dem Recht der
ArbeitsfÃ¶rderung. Herr T besitze aufgrund seiner Beteiligung an der Gesellschaft
(33,33 %) keinen maÃ�geblichen Einfluss auf die Geschicke der Gesellschaft.
Insbesondere kÃ¶nne er ihm unliebsame Entscheidungen nicht verhindern. Am
29.03.2014 legte die Antragstellerin einen als "Treuhandvertrag" zwischen dem
Gesellschafter C2 als TreuhÃ¤nder und dem Gesellschafter T als Treugeber, datiert
vom 05.05.2014, bei der Antragsgegnerin vor. Darin beauftragte der Treugeber den
TreuhÃ¤nder, einen GeschÃ¤ftsanteil von 33,34 % bei der neu zu grÃ¼ndenden
Unternehmergesellschaft (haftungsbeschrÃ¤nkt) zu Ã¼bernehmen und
treuhÃ¤nderisch fÃ¼r den Treugeber zu halten. Der Vertrag hat auszugsweise
folgenden Inhalt:

"Â§ 2 Pflichten des TreuhÃ¤nders Der TreuhÃ¤nder verpflichtet sich, 1. Ã¼ber den
GeschÃ¤ftsanteil nur mit ausdrÃ¼cklicher Zustimmung des Treugebers zu
verfÃ¼gen, 2. bei Beschlussfassungen der Gesellschaft â�� sei es in
Gesellschafterversammlungen, sei es bei schriftlichen Abstimmungen â�� nur
entsprechend den Weisungen des Treugebers zu stimmen, 3. die ihm nach Gesetz
und Gesellschaftsvertrag zukommenden Mitgliedschaftsrechte, u.a. das Recht auf
KÃ¼ndigung, Abtretung, Erhebung der AuflÃ¶sungsklage sowie die
Mitgliedschaftsrechte in einem von einem Mitgesellschafter angestrengten
AuflÃ¶sungsprozess, nur nach den vom Treugeber erteilten Weisungen und in
Wahrung von dessen Interessen auszuÃ¼ben, 4. den ihm aufgrund des
GeschÃ¤ftsanteils zukommenden Gewinn unverzÃ¼glich an den Treugeber
auszuzahlen bzw. nach dessen Weisung zu verwenden, 5. dem Treugeber alle
Benachrichtigungen, die ihm als Gesellschafter von der Gesellschaft zukommen,
insbesondere die Einladung zu einer Gesellschafterversammlung, und die
Tagesordnung, unverzÃ¼glich zuzuleiten, 6. den Treugeber Ã¼berhaupt von allen
dem TreuhÃ¤nder zur Kenntnis gelangten Ereignissen zu unterrichten, die geeignet
sind, die Interessen der Gesellschaft zu beeinflussen, 7. dem Treugeber oder einem
von diesem zu benennenden Dritten jederzeit eine mit dem Recht auf Erteilung von
Untervollmachten versehene unwiderrufliche Vollmacht zur AusÃ¼bung des
Stimmrechts zu erteilen, 8. den GeschÃ¤ftsanteil ganz oder in Teilen jederzeit
unentgeltlich an den Treugeber oder an einen oder mehrere von diesem zu
benennende/n Dritte/n durch Notariatsakt abzutreten, und zwar unter Verzicht auf
alle Aufrechnungs- und ZurÃ¼ckbehaltungsrechte, 9. einem etwaigen Nachfolger in
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der Treuhandschaft alle AuskÃ¼nfte in Angelegenheiten der Gesellschaft zu
erteilen, die zur Ã�bernahme und AusÃ¼bung der Treuhandschaft erforderlich und
nÃ¼tzlich sind, 10. den Namen des Treugebers ohne dessen ausdrÃ¼ckliche
Zustimmung nicht preiszugeben, sofern er nicht gesetzlich zur Offenlegung
verpflichtet ist. ( )

Â§ 4 Abtretung, Stimmrechtsvollmacht ( ) 2. Der TreuhÃ¤nder erteilt hiermit
gemÃ¤Ã� Â§ 2 g) dem Treugeber unwiderruflich Vollmacht zur AusÃ¼bung des
Stimmrechts aus dem GeschÃ¤ftsanteil. ( )

Â§ 5 KÃ¼ndigung 1. Der TreuhÃ¤nder wie auch der Treugeber sind berechtigt,
dieses TreuhandverhÃ¤ltnis jederzeit ohne Angabe von GrÃ¼nden unter Einhaltung
einer dreimonatigen KÃ¼ndigungsfrist Â´durch eingeschriebenen Brief gegenÃ¼ber
dem Vertragspartner zu kÃ¼ndigen. ( )"

Gegen den Bescheid vom 29.03.2018 legte die Antragstellerin Widerspruch ein und
beantragte die Aussetzung der Vollziehung. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie aus, aus
dem Treuhandvertrag vom 05.05.2014 sei ersichtlich, dass der Gesellschafter T zu
66,67 % an der Antragstellerin beteiligt und somit sozialversicherungsfrei sei. Den
auf Aussetzung der Vollziehung lehnte die Antragsgegnerin mit Schreiben vom
23.04.2018 ab. Den Widerspruch wies die Antragsgegnerin mit
Widerspruchsbescheid vom 06.08.2018 mit der BegrÃ¼ndung zurÃ¼ck, der
Treuhandvertrag fÃ¼hre zu keiner Ã�nderung der Rechtslage, da die Regelungen
nicht im Gesellschaftsvertrag enthalten seien bzw. nicht im Handelsregister
gemeldet worden seien. Vereinbarungen, die auÃ�erhalb des
Gesellschaftsvertrages lÃ¤gen und nur schuldrechtlicher Natur seien, seien nicht
geeignet, die gesellschaftsvertraglichen Festlegungen zu durchbrechen. Sie
kÃ¶nnten die Annahme einer selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit im Sinne des
Sozialversicherungsrechts nicht begrÃ¼nden. TreuhÃ¤nderisch gehaltene
Gesellschaftsanteile mÃ¼ssten im Gesellschaftsvertrag oder im Handelsregister
(z.B. in der Gesellschafterliste) dokumentiert sein. Ansonsten sei das
TreuhandverhÃ¤ltnis fÃ¼r die sozialversicherungsrechtliche Beurteilung irrelevant.
Angesichts der Zahlung fester BezÃ¼ge trage der mitarbeitende Gesellschafter Herr
T auch kein eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit kennzeichnendes Unternehmerrisiko.

Am 13.08.2018 hat die Antragstellerin einen Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz
bei dem Sozialgericht KÃ¶ln gestellt und gleichzeitig Klage erhoben.

Zur BegrÃ¼ndung wiederholt und vertieft sie ihr Vorbringen aus dem Ausgangs-
und Widerspruchsverfahren. Der mitarbeitende Gesellschafter T Ã¼be tatsÃ¤chlich
durchgehend und ausschlieÃ�lich das Stimmrecht aus seinem eigenen und dem
vom TreuhÃ¤nder fÃ¼r ihn gehaltenen GeschÃ¤ftsanteil aus. Der Treuhandvertrag
sei wirksam, da er vor Abschluss des Gesellschaftsvertrages geschlossen worden
sei. Eine formwirksame Treuhandabrede begrÃ¼nde nach stÃ¤ndiger
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts und der Obergerichte einen
sozialversicherungserheblichen Einfluss auf den treuhÃ¤nderisch gehaltenen
GeschÃ¤ftsanteil und die StimmausÃ¼bung aus diesem. Das operative GeschÃ¤ft
der Antragstellerin sei derzeit vÃ¶llig eingestellt. Ã�ber liquide oder liquidierbare
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Mittel verfÃ¼ge die Antragstellerin nicht. Die Zwangsvollstreckung aus dem
Bescheid stelle daher auch eine unbillige, nicht durch Ã¼berwiegende Ã¶ffentliche
Interessen gebotene HÃ¤rte dar und sei unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig.

Die Antragstellerin beantragt schriftsÃ¤tzlich sinngemÃ¤Ã�, die aufschiebende
Wirkung der Klage gegen den Bescheid vom 29.03.2018 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 06.08.2018 anzuordnen.

Die Antragsgegnerin beantragt, den Antrag abzulehnen.

Sie verweist auf den streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheid. ErgÃ¤nzend fÃ¼hrt sie aus,
dass der Treuhandvertrag unwirksam sei, da er nicht gemÃ¤Ã� Â§ 15 Abs. 3 und 4
GmbHG beurkundet worden sei. Zudem habe der Vertrag inhaltliche MÃ¤ngel.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstands wird auf den Inhalt
der Gerichts- und Verwaltungsakten Bezug genommen.

II.

Der zulÃ¤ssige Antrag ist unbegrÃ¼ndet.

Nach Â§ 86b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGG kann das Gericht der Hauptsache in den
FÃ¤llen, in denen Widerspruch oder Anfechtungsklage keine aufschiebende Wirkung
haben, diese ganz oder teilweise anordnen. Die aufschiebende Wirkung entfÃ¤llt
gemÃ¤Ã� Â§ 86a Abs. 2 Nr. 1 SGG bei Entscheidungen Ã¼ber Beitragspflichten und
die Anforderung von BeitrÃ¤gen sowie der darauf entfallenden Nebenkosten
einschlieÃ�lich der SÃ¤umniszuschlÃ¤ge (vgl. Landessozialgericht Nordrhein-
Westfalen, Beschluss vom 7.1.2011, L 8 R 864/10 B ER m.w.N.). Die Entscheidung,
ob die aufschiebende Wirkung ausnahmsweise dennoch durch das Gericht
angeordnet wird, erfolgt aufgrund einer umfassenden AbwÃ¤gung des
Aufschubinteresses des Antragstellers einerseits und des Ã¶ffentlichen Interesses
an der Vollziehung des Verwaltungsaktes andererseits. Im Rahmen dieser
InteressenabwÃ¤gung ist in Anlehnung an Â§ 86a Abs. 3 Satz 2 SGG zu
berÃ¼cksichtigen, in welchem AusmaÃ� Zweifel an der RechtmÃ¤Ã�igkeit des
angegriffenen Verwaltungsaktes bestehen oder ob die Vollziehung fÃ¼r den
Antragsteller eine unbillige, nicht durch Ã¼berwiegende Ã¶ffentliche Interessen
gebotene HÃ¤rte zur Folge hÃ¤tte. Da Â§ 86a Abs. 2 Nr. 1 SGG das Vollzugsrisiko
bei Beitragsbescheiden grundsÃ¤tzlich auf den Adressaten verlagert, kÃ¶nnen nur
solche Zweifel an der RechtmÃ¤Ã�igkeit des Bescheides ein Ã¼berwiegendes
Aufschubinteresse begrÃ¼nden, die einen Erfolg des Rechtsbehelfs, hier des
Widerspruchs, zumindest Ã¼berwiegend wahrscheinlich erscheinen lassen.
HierfÃ¼r reicht es nicht schon aus, dass im Rechtsbehelfsverfahren
mÃ¶glicherweise noch ergÃ¤nzende Tatsachenfeststellungen zu treffen sind.
MaÃ�gebend ist vielmehr, ob nach der Sach- und Rechtslage zum Zeitpunkt der
Eilentscheidung mehr fÃ¼r als gegen die Rechtswidrigkeit des angefochtenen
Bescheides spricht (vgl. Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom
10.1.2012, L 8 R 774/11 B ER m.w.N.).
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Nach der im Verfahren auf einstweiligen Rechtsschutz gebotenen summarischen
PrÃ¼fung ist gegenwÃ¤rtig nicht mit Ã¼berwiegender Wahrscheinlichkeit davon
auszugehen, dass sich der angefochtene Bescheid im Hauptsacheverfahren als
rechtswidrig erweisen wird.

Rechtsgrundlage fÃ¼r den angefochtenen Bescheid ist Â§ 28p Abs. 1 Satz 5 Viertes
Buch Sozialgesetzbuch (SGB IV). Danach erlassen die TrÃ¤ger der
Rentenversicherung im Rahmen der BetriebsprÃ¼fung Verwaltungsakte zur
Versicherungspflicht und BeitragshÃ¶he in der Kranken-, Pflege- und
Rentenversicherung sowie nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung einschlieÃ�lich
der Widerspruchsbescheide gegenÃ¼ber den Arbeitgebern.

Ausgehend hiervon bestehen im vorliegenden Fall derzeit keine Ã¼berwiegenden
Zweifel daran, dass zwischen der Antragstellerin und dem mitarbeitenden
Gesellschafter T im Streitzeitraum ein die Versicherungs- und Beitragspflicht
auslÃ¶sendes BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis im Sinne von Â§ 7 Abs. 1 SGB IV
bestanden hat.

Eine BeschÃ¤ftigung setzt nach dieser Vorschrift voraus, dass der Arbeitnehmer
vom Arbeitgeber persÃ¶nlich abhÃ¤ngig ist. Bei einer BeschÃ¤ftigung in einem
fremden Betrieb ist dies regelmÃ¤Ã�ig der Fall, wenn der BeschÃ¤ftigte in den
Betrieb eingegliedert ist und er dabei einem Zeit, Dauer, Ort und Art der
AusfÃ¼hrung umfassenden Weisungsrecht des Arbeitgebers unterliegt.
DemgegenÃ¼ber ist eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit vornehmlich durch das eigene
Unternehmerrisiko, das Vorhandensein einer eigenen BetriebsstÃ¤tte, die
VerfÃ¼gungsmÃ¶glichkeit Ã¼ber die eigene Arbeitskraft und die im Wesentlichen
frei gestaltete TÃ¤tigkeit und Arbeitszeit gekennzeichnet. Ob jemand abhÃ¤ngig
beschÃ¤ftigt oder selbststÃ¤ndig tÃ¤tig ist, hÃ¤ngt davon ab, welche Merkmale
Ã¼berwiegen. MaÃ�gebend ist stets das Gesamtbild der Arbeitsleistung. Dieses
bestimmt sich nach den tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnissen, zu denen die rechtlich
relevanten UmstÃ¤nde gehÃ¶ren, die im Einzelfall eine wertende Zuordnung zum
Typus der abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung erlauben (BSG, Urteil vom 1.12.1977, 
12/3/12 RK 39/74; Urteil vom 4.6.1998, B 12 KR 5/97; Urteil vom 18.12.2001, B 12
KR 10/01 R; Urteil vom 22.6.2005, B 12 KR 28/03 R; Urteil vom 24.1.2007, B 12 KR
31/06 R; Urteil vom 28.5.2008, B 12 KR 13/07 R; Urteil vom 11.3.2009, B 12 KR
21/07 R; zur VerfassungsmÃ¤Ã�igkeit dieser Abgrenzung BVerfG, Beschluss v.
20.5.1996, 1 BvR 21/96). MaÃ�geblich ist die zwischen den Beteiligten praktizierte
Rechtsbeziehung und die praktizierte Beziehung so, wie sie rechtlich zulÃ¤ssig ist.
Ausgangspunkt der PrÃ¼fung sind dabei jeweils die (schriftlichen) vertraglichen
Vereinbarungen, soweit solche bestehen. Eine im Widerspruch zu ursprÃ¼nglich
getroffenen Vereinbarungen stehende tatsÃ¤chliche Ausgestaltung der
Vertragsbeziehung und die sich hieraus ergebende Schlussfolgerung auf die
tatsÃ¤chlich gewollte Natur der Rechtsbeziehung gehen der formellen Vereinbarung
regelmÃ¤Ã�ig vor. In diesem Sinne gilt, dass die tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnisse den
Ausschlag geben, wenn sie von den (schriftlichen) Vereinbarungen abweichen.

Ausgangspunkt der sozialversicherungsrechtlichen Beurteilung, ob die TÃ¤tigkeit
des mitarbeitenden Gesellschafters T im Rahmen einer abhÃ¤ngigen

                               6 / 9

https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/28p.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/7.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=12/3/12%20RK%2039/74
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2012%20KR%205/97
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2012%20KR%2010/01%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2012%20KR%2010/01%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2012%20KR%2028/03%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2012%20KR%2031/06%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2012%20KR%2031/06%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2012%20KR%2013/07%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2012%20KR%2021/07%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2012%20KR%2021/07%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=1%20BvR%2021/96


 

BeschÃ¤ftigung oder als selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit ausgeÃ¼bt wird, ist der zwischen
der Antragstellerin und Herrn T geschlossene "Dienstvertrag" vom 29.10.2015.
Dieser hat sowohl nach seiner Ã¤uÃ�eren Vertragsbezeichnung, als auch seinem
Regelungsinhalt nach ein ArbeitsverhÃ¤ltnis zum Gegenstand. So erhÃ¤lt Herr T
gem. Â§ 2 des Dienstvertrages eine gewinnunabhÃ¤ngige regelmÃ¤Ã�ige
monatliche VergÃ¼tung in HÃ¶he von 2.159,88 EUR, und genieÃ�t im Fall der
Erkrankung einen Anspruch auf Entgeltfortzahlung (Â§ 8 Dienstvertrag). Auch Â§ 7
des Dienstvertrages, kraft dessen Herr T Ã¼ber einen Anspruch auf Jahresurlaub im
Umfang von 30 Kalendertagen verfÃ¼gt, spiegelt ein arbeitsvertragstypisches
Element wider. Auf dieser vertraglichen Grundlage ist Herr T ab dem 01.11.2015 in
einem fremden Betrieb, nÃ¤mlich dem der Antragstellerin, tatsÃ¤chlich tÃ¤tig
geworden. WÃ¤hrend dieser TÃ¤tigkeit war er umfassend in den Betrieb und folglich
in eine ihm vorgegebene Organisation eingegliedert (vgl. BSG, Urteil v. 4.6.1998, B
12 KR 5/97 R, SozR 3-2400 Â§ 7 Nr. 17 m.w.N.). Die regelmÃ¤Ã�ige wÃ¶chentliche
Dienstzeit betrug 30 Stunden und Ã�berstunden wurden nach Wahl von Herrn T
durch Freizeit ausgeglichen oder ausbezahlt (vgl. Â§ 3, 4 Dienstvertrag). Hieran
anknÃ¼pfend unterlag der Beigeladene zu 1) einem Weisungsrecht der KlÃ¤gerin
bezÃ¼glich Ort, Zeit sowie Art und Weise der TÃ¤tigkeit, da ihr allein die insoweit
maÃ�gebliche abstrakte Rechtsmacht zustand. Innerhalb der Gesellschaft stand die
abstrakte Rechtsmacht zur AusÃ¼bung das DienstverhÃ¤ltnis des Herrn T
betreffenden Weisungen deren GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer Herrn PC zu. So oblag etwa die
KÃ¼ndigung des Herrn T allein dem GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer. Nach Â§ 46 Nr. 5 GmbHG
unterliegen die Beststellung und die Abberufung von GeschÃ¤ftsfÃ¼hrern der
Bestimmung durch die Gesellschafter. Die hiernach bestehende ausschlieÃ�liche
interne ZustÃ¤ndigkeit der Gesellschafterversammlung erfasst alle das
AnstellungsverhÃ¤ltnis eines GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers betreffenden Vereinbarungen
sowie â�� vorbehaltlich abweichender individueller Satzungsregelungen â�� auch
andere RechtsgeschÃ¤fte, die mit der Organstellung des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers in
Zusammenhang stehen (vgl. Bundesgerichtshof [BGH], Urteil v. 21.1.1991, II ZR
144/90, NJW 1991, 1680; Urteil v. 25.3.1991, II ZR 169/90, BGHZ 113, 237 = NJW
1991, 1727). DemgegenÃ¼ber ist vor dem Hintergrund der fehlenden Betroffenheit
der Organstellung eines GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers vorbehaltlich â�� hier nicht
verabredeter â�� anderweitiger Bestimmungen im Gesellschaftsvertrag die
Dienstaufsicht und das Weisungsrecht Ã¼ber die Angestellten der GmbH
demgegenÃ¼ber Sache der laufenden GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung und nicht der
Gesellschafterversammlung (BSG, Urteil v. 17.5.2001, B 12 KR 34/00 R; BSG, Urteil
v. 23.6.1994, 12 RK 72/92, USK 9448 S. 253 = NJW 1994, 2974, 2975). Bei einem
Gesellschafter ohne Bestellung zum GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer schlieÃ�t gleichwohl ein
maÃ�geblicher Einfluss auf die Willensbildung der Gesellschaft aufgrund einer
Gesellschafterstellung ein BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis aus (BSG, Urteil v.
23.6.1994, 12 RK 72/92, Urteil v. 25.1.2006, B 12 KR 30/04 R, Urteil v. 17.5.2001
â�� B 12 KR 34/00 R; LSG Nordrhein-Westfalen, Urteil v. 19.5.2013, L 11 KR 257/12
). Entgegen der AusfÃ¼hrungen der Antragstellerin war der mitarbeitende
Gesellschafter T allerdings in dem streitbefangenen Zeitraum nicht in dem insoweit
maÃ�geblichen rechtlichen Sinne Gesellschafter der Antragstellerin, weshalb ihm
die gesellschaftsrechtlichen Steuerungs- und Stimmrechtsbefugnisse nicht
zustanden. Die fÃ¼r die Ausgestaltung der abstrakten Rechtsmacht maÃ�geblich
rechtliche Gesellschafterstellung vermittelte Herrn T insbesondere der zwischen ihm
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und den Gesellschafter C2 geschlossene Treuhandvertrag vom 05.05.2014 nicht.
Ein TreuhandverhÃ¤ltnis ist dadurch gekennzeichnet, dass der Treugeber
VermÃ¶genswerte Ã¼bertrÃ¤gt, ihn aber in AusÃ¼bung des sich hieraus
ergebenden AuÃ�enverhÃ¤ltnisses (des TreuhÃ¤nders zu Dritten) ergebenden
Rechtsmacht im InnenverhÃ¤ltnis (TreuhÃ¤nder zu Treugeber) nach MaÃ�gabe der
schuldrechtlichen Treuhandvereinbarung beschrÃ¤nkt (BGH, Urteil v. 11.10.1976, II
ZR 119/75, BB 1977,10 ff.; BSG, Urteil v. 25.1.2006, B 12 KR 30/04 R unter Hinweis
auf Bassenge, in Palandt, Kommentar zum BGB, 65. Aufl., Â§ 903 Rn. 33 und BFH,
Urteil v. 20.1.1999, I R 69/97). Dem Vortrag der Antragsgegnerin zur
Formunwirksamkeit des Treuhandvertrages kann nicht gefolgt werden, denn eine
Beurkundungspflicht bestand vorliegend nicht, da sich die Gesellschaft zum
Zeitpunkt des Abschlusses des Treuhandvertrages im VorgrÃ¼ndungsstadium
befand (vgl. hierzu BGH, Urteil vom 19.04.1999 â�� II ZR 365/97, juris). Aufgrund
des TreuhandverhÃ¤ltnisses ist jedoch allein der TreuhÃ¤nder, mithin der
Gesellschafter C2, vollberechtigter und vollverpflichteter Gesellschafter, dem alle
Mitgliedschaftsrechte aus dem GeschÃ¤ftsanteil zustehen und den alle Pflichten aus
dem GeschÃ¤ftsanteil treffen. Eine maÃ�gebende abstrakte Rechtsmacht
zugunsten des mitarbeitenden Gesellschafters T vermittelt der Treuhandvertrag
vom 05.05.2014 auch nicht etwa deshalb, weil der Gesellschafter C2 nach dessen
Â§ 2 bei Beschlussfassungen der Gesellschaft nur entsprechend den Weisungen des
Treugebers zu stimmen hat, seinen GeschÃ¤ftsanteil jederzeit unentgeltlich an den
Treugeber durch Notariatsakt abzutreten hat und dem Treugeber eine
unwiderrufliche Vollmacht zur AusÃ¼bung des Stimmrechts aus dem
GeschÃ¤ftsanteil erteilt hat (Â§ 4 Ziffer 2 des Treuhandvertrages). Diese
schuldrechtliche Vereinbarung betrifft ausschlieÃ�lich das GesellschafterverhÃ¤ltnis
und ermÃ¶glicht es dem mitarbeitenden Gesellschafter T nicht, ihm unangenehme
Weisungen im Rahmen seines DienstverhÃ¤ltnisses jederzeit abzuwehren. Etwaige
an Herrn T gerichtete dienstaufsichtliche Weisungen sind als Angelegenheit der
laufenden GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung Sache des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers (Â§ 35 GmbHG) und
â�� mangels abweichender satzungsrechtlicher Bestimmungen â�� der
Beschlussfassung der Gesellschafterversammlung (Â§ 47 Abs. 1 GmbHG) der
Antragstellerin entzogen. Die diesbezÃ¼glich getroffene Regelung im Dienstvertrag
ist unbeachtlich, da ein entsprechender Gesellschafterbeschluss nicht gefasst
wurde. Der Umstand, dass Herr T unter UmstÃ¤nden tatsÃ¤chlich keinen
dienstaufsichtlichen Weisungen unterworfen war, schlieÃ�t die Annahme eines
abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses nicht aus.

Es ist weiter nicht davon auszugehen, dass Herr T ein wesentliches eigenes
unternehmerisches Risiko getragen hat. Typisch fÃ¼r ein Unternehmerrisiko ist es
gerade, das Wagnis des Kapitaleinsatzes mit GewinnmÃ¶glichkeiten zu verbinden.
Ein echtes unternehmerisches Risiko wird erst dann angenommen, wenn bei
wirtschaftlicher schlechter Lage ein vereinbartes Entgelt entfÃ¤llt und der
Betroffene stattdessen fÃ¼r ausstehende GehÃ¤lter und Investitionen der
Gesellschaft eintreten muss. Vorliegend wurde Herr T ein festes Monatsgehalt
2.159,88 Euro bezahlt. Die Ã�bernahme eines wirtschaftlichen Risikos wÃ¼rde
jedoch bedeuten, dass die Arbeitskraft mit ungewissem Resultat eingesetzt wird
(vgl. Landessozialgericht Sachsen-Anhalt, Urteil vom 16.12.2010, Az. L 1 R 315/07).
FÃ¼r Herrn T bestand jedoch die Sicherheit, fÃ¼r die abgeleisteten Arbeitsstunden
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auch das vereinbarte Gehalt zu erhalten.

Auch hinsichtlich der HÃ¶he der Nachforderung bestehen nach dem derzeitigen
Stand des Verfahrens keine Bedenken. Die Antragsgegnerin hat die Nachzahlung
zutreffend berechnet.

Die Kostenentscheidung beruht auf den Â§ 197a Abs. 1 Satz 1 SGG i.V.m. Â§ 154
Abs. 1 Verwaltungsgerichtsordnung.

Die Streitwertfestsetzung folgt aus Â§ 52 Abs. 3 GKG. Der Streitwert war im Hinblick
auf die VorlÃ¤ufigkeit der Entscheidung auf ein Viertel der streitgegenstÃ¤ndlichen
Forderung nebst den geltend gemachten Zinsen festzusetzen.

Erstellt am: 31.07.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               9 / 9

https://dejure.org/gesetze/SGG/197a.html
https://dejure.org/gesetze/VwGO/154.html
https://dejure.org/gesetze/VwGO/154.html
https://dejure.org/gesetze/GKG/52.html
http://www.tcpdf.org

